
 
Allgemeine Bedingungen der Gasversorgung Görlitz GmbH für den Netzanschluss und 

die Anschlussnutzung zur Erdgasversorgung in Mittel- und Hochdruck 
(AB Netzanschluss und Anschlussnutzung Erdgas) 

- Ausgabe Oktober 2007 - 
 

1. Gegenstand 
 

Diese Bedingungen regeln den Anschluss 
von Erdgasanlagen an das örtliche Gasvertei-
lernetz der Gasversorgung Görlitz GmbH, 
nachstehend GVG genannt, und deren weite-
ren Betrieb sowie die Nutzung des Netzan-
schlusses für die Entnahme von Erdgas aus 
dem Netz der GVG.   

 
2. Netzanschluss 
 
2.1 Der Netzanschluss besteht aus der Verbin-

dung des Verteilernetzes mit der Erdgasanla-
ge des Anschlussnehmers. Er beginnt an der 
netzseitigen Hauptabsperreinrichtung und 
endet an der Übergabestelle/Eigentums-
grenze (Absperreinrichtung der GVG).  Der 
Netzanschluss besteht aus der Netzan-
schlussleitung, Isolierstück, Hauptabsperrein-
richtung und ggf. Absperreinrichtung außer-
halb des Gebäudes, Strömungswächter und 
Druckregelgerät. Auf ein Druckregelgerät sind 
die Bestimmungen über den Netzanschluss 
auch dann anzuwenden, wenn es hinter dem 
Ende des Netzanschlusses innerhalb des Be-
reichs der Erdgasanlage des Anschlussnut-
zers eingebaut ist.   

 
2.2 Netzanschlüsse gehören zu den Betriebs -

anlagen des Netzbetreibers GVG. Sie stehen 
im Eigentum von GVG und werden aus-
schließlich von GVG oder deren Beauf-
tragten hergestellt, unterhalten, erneuert, ge-
ändert, abgetrennt und beseitigt und müssen 
zugänglich und vor Beschädigungen ge-
schützt sein. 

 
2.3 Der Anschlussnehmer hat die baulichen Vor-

aussetzungen für die sichere Errichtung des 
Netzanschlusses zu schaffen. 
 

2.4 Muss zur Versorgung eines Grundstücks ein 
besonderes Druckregelgerät oder eine be-
sondere Absperreinrichtung angebracht wer-
den, so wird der Anschlussnehmer im Be-
darfsfall die unentgeltliche Bereitstellung ei-
nes geeigneten Raumes oder Platzes für die 
Dauer des Netzanschlussverhältnisses  er-
möglichen. GVG darf diese Einrichtungen 
auch für andere Zwecke benutzen, soweit 
dies für den Anschlussnehmer zumutbar ist. 

  
2.5 Wird der Netzanschlussvertrag für das 

Grundstück beendet, so hat der Anschluss-

nehmer die in Ziffer 2.4 genannte Anlage 
noch drei Jahre unentgeltlich zu dulden, es 
sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet wer-
den kann. Im Übrigen gelten die Ziffern 13.4, 
13.6 und 13.8 entsprechend. 
 

2.6 Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse sowie 
deren Änderung werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers bzw. unter Wahrung sei-
ner berechtigten Interessen von GVG be-
stimmt. 

 
2.7 Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer 

darf keine Einwirkungen auf den Netzan-
schluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

 
2.8 Sowohl die Herstellung als auch die Ände-

rung oder Erweiterung eines bestehenden 
Netzanschlusses bedürfen eines gesonderten 
Vertrages. 

 
2.9 Anschlussnehmer, die nicht Grundstücks-

eigentümer sind, haben auf Verlangen von 
GVG die schriftliche Zustimmung des Grund-
stückseigentümers zur Herstellung, Änderung 
und Aufrechterhaltung des Netzanschlusses 
unter Anerkennung der für den Anschluss-
nehmer und ihn damit verbundenen Verpflich-
tungen beizubringen.   

 
2.10 Jede Beschädigung des Netzanschlusses, 

insbesondere undichte Absperreinrichtungen 
oder Druckregelgeräte sowie das Fehlen von 
Plomben, ist GVG durch den Anschlussneh-
mer bzw. Anschlussnutzer unverzüglich mit-
zuteilen. 

 
2.11 GVG ist berechtigt, vom Anschlussnehmer 

die Erstattung der bei wirtschaftlicher Be-
triebsführung notwendigen Kosten für 

  
 • die Herstellung des Netzanschlusses 

   
 • die durch eine Änderung oder Erweiterung 

seiner Anlage erforderliche oder aus ande-
ren Gründen von ihm veranlasste Verände-
rung, auch Trennung oder Beseitigung des 
Netzanschlusses   

 
zu verlangen. Die Kosten werden an-
schlusskonkret auf Grundlage der jeweils gül-
tigen Richtlinien und preislichen Konditionen 
von GVG berechnet.   
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2.12 GVG kann vom Anschlussnehmer für die 
Kosten gemäß Ziffer 2.11 in angemessener 
Höhe Vorauszahlungen oder Sicherheits-
leistungen verlangen. 

 
3. Netzkostenbeitrag/Baukostenzuschuss 
 
3.1 GVG ist berechtigt, vom Anschlussnehmer 

einen angemessenen Beitrag zu den Kos-
ten für die Erstellung oder Verstärkung von 
Anlagen des örtlichen Verteilernetzes (Bau-
kostenzuschuss) zu verlangen, die dem 
Netzanschluss unmittelbar und mittelbar 
vorgelagert sind.   

 
3.2 Für die Höhe des vom Anschlussnehmer zu 

zahlenden Netzkostenbeitrages/Baukosten-
zuschusses ist die am Netzanschluss vor-
zuhaltende Leistung maßgeblich. Der Bau-
kostenzuschuss wird auf der Grundlage der 
bei GVG für die jeweilige Anschlusssituation 
gültigen Richtlinien berechnet und im An-
schlussvertrag separat vereinbart. Jede Er-
höhung der vorzuhaltenden Leistung ist mit 
der Zahlung eines weiteren Baukostenzu-
schusses ve rbunden. 

 
3.3 GVG kann vom Anschlussnehmer für die 

Kosten gemäß Ziffern 3.1 und 3.2 in ange-
messener Höhe Vorauszahlungen oder Si-
cherheitsleistungen verlangen.   

 
4. Zahlung/Verzug 
 
4.1 Rechnungen werden zu dem vom Netz-

betreiber angegebenen Zeitpunkt, frühes-
tens jedoch zwei Wochen nach Zugang der 
Zahlungsaufforderung fällig. Maßgeblich für 
die Rechtzeitigkeit von Zahlungen ist der 
Zahlungseingang auf dem Konto des Netz-
betreibers. Im Falle von Zahlungsverzug ist 
der Netzbetreiber berechtigt, Verzugszinsen 
in Höhe des gesetzlichen Zinssatzes zu ver-
langen. 

 
4.2 Einwände gegen Rechnungen berechtigen 

gegenüber dem Netzbetreiber zum Zah-
lungsaufschub oder zur Zahlungsverweige-
rung nur, soweit ernsthafte Möglichkeit ei-
nes offensichtlichen Fehlers besteht. 

 
4.3 Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann 

nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenansprüchen aufge-
rechnet werden.  

 
5. Erdgasanlage des Anschlussnehmers / 

Anschlussnutzers 
 
5.1 Für die ordnungsgemäße Errichtung, Er-

weiterung, Änderung und Unterhaltung der 
Erdgasanlage hinter dem Netzanschluss, 
mit Ausnahme der Messeinrichtungen des 

Messstellenbetreibers  GVG und des Druck-
regelgeräts der GVG, ist der  Anschluss-
nehmer verantwortlich. Hat er die Anlage 
einem Dritten vermietet oder sonst zur Be-
nutzung überlassen, so bleibt er verantwort -
lich. 

 
5.2 Die Erdgasanlage muss den gesetzlichen 

und behördlichen Bestimmungen, den an-
erkannten Regeln der Technik sowie den 
Technischen Anschlussbedingungen der 
GVG entsprechen. Sie darf außer durch 
GVG oder deren Beauftragten nur durch ein 
in ein Installateurverzeichnis eines Netz-
betreibers eingetragenes Installationsunter-
nehmen nach den geltenden gesetzlichen 
und behördlichen Bestimmungen sowie 
nach den anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, erweitert, geändert und instand 
gehalten werden. Im Falle der Ausführung 
durch ein Installationsunternehmen ist GVG 
berechtigt, die Ausführung der Arbeiten 
selbst oder durch einen Beauftragten zu 
überwachen.   

 
5.3 Es dürfen nur Materialien und Geräte ver-

wendet werden, die entsprechend § 49 des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) unter 
Beachtung der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik hergestellt sind. Das Zei-
chen einer amtlich anerkannten Prüfstelle 
(z. B. DVGW-Zeichen, GS-Zeichen, CE -
Zeichen) bekundet, dass diese Vorausset-
zungen erfüllt sind.   

 
5.4 Die Ziffern 5.1 bis 5.3 gelten entsprechend 

für den Anschlussnutzer. 
 
6. Inbetriebsetzung der Erdgasanlage 
 
6.1 GVG oder deren Beauftragter schließen die 

Erdgasanlage über den Netzanschluss an 
das örtliche Verteilernetz an und setzen sie 
in Betrieb, indem sie durch Einbau des Zä h-
lers, gegebenenfalls des Druckregelgerätes 
und durch Öffnen der Absperreinrichtung 
die Erdgaszufuhr freigeben. Die Anlage hin-
ter diesen Einrichtungen setzt das vom An-
schlussnehmer bzw. Anschlussnutzer be-
auftragte Installationsunternehmen in Be-
trieb.   

 
6.2 Jede Inbetriebsetzung der Erdgasanlage ist 

bei GVG über den Errichter oder dessen 
Beauftragten rechtzeitig schriftlich in Auftrag 
zu geben. Dabei ist das Anmeldeverfahren 
der GVG einzuhalten.  

 
6.3 GVG kann für die Inbetriebsetzung gemäß 

Ziff. 6.1 vom Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer die Erstattung der Kosten 
verlangen. Die Kosten können pauschal be-
rechnet werden.  
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7. Überprüfung der Erdgasanlage 
 
7.1 GVG oder deren Beauftragter sind berech-

tigt, die Anlage vor und nach ihrer Inbe-
triebsetzung zu überprüfen. GVG hat den 
Anschlussnehmer/Anschlussnutzer auf er-
kannte Sicherheitsmängel aufmerksam zu 
machen und kann deren Beseitigung ver-
langen. 

 
7.2 Werden Mängel festgestellt, welche die 

Sicherheit gefährden oder erhebliche Stö-
rungen erwarten lassen, so ist GVG berech-
tigt, den Netzanschluss zu verweigern oder 
die Anschlussnutzung zu unterbrechen; bei 
Gefahr für Leib und Leben ist sie hierzu 
verpflichtet.  

 
7.3 Durch Vornahme oder Unterlassung der 

Überprüfung der Anlage sowie durch deren 
Anschluss an das Verteilernetz übernimmt 
GVG keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage.    

 
8. Nutzung des Anschlusses 
 
8.1 Grundlage der Anschlussnutzung ist ein 

bestehendes Netzanschlussverhältnis. Der 
Anschlussnutzer kann nach Maßgabe des 
Anschlussnutzungsvertrages und dieser 
Bedingungen Erdgas aus dem Verteilernetz 
der Gasversorgung Görlitz entnehmen. 

 
8.2 GVG stellt am Netzanschluss grundsätzlich 

Erdgas H gemäß DVGW Arbeitsblatt G 260 
bereit. Stellt der Anschlussnutzer besonde-
re Anforderungen an die Gasqualität, so ob-
liegt es ihm selbst, innerhalb seines Berei-
ches Vorkehrungen zum störungsfreien Be-
trieb seiner Geräte und Anlagen zu treffen.  

 
9. Betrieb, Erweiterung und Änderungen 

von Erdgasanlagen und Verbrauchsein-
richtungen, Mitteilungspflichten 

 
9.1 Die Erdgasanlage und Verbrauchsgeräte 

sind vom Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer so zu betreiben, dass Stö-
rungen anderer Anschlussnutzer sowie stö-
rende Rückwirkungen auf Einrichtungen 
von GVG oder Dritten ausgeschlossen sind. 

  
9.2 GVG ist berechtigt, technische Anforderun-

gen an den Betrieb der Erdgasanlage fest-
zulegen, soweit dies aus Gründen der si-
cheren und störungsfreien Versorgung, ins-
besondere im Hinblick auf die Erfordernisse 
des Verteilernetzes notwendig ist. Diese 
Anforderungen dürfen den anerkannten 
Regeln der Technik nicht widersprechen.  

 

9.3 Erweiterungen und Änderungen von Anla-
gen sowie die Verwendung zusätzlicher 
Verbrauchseinrichtungen sind GVG mitzu-
teilen. Nähere Einzelheiten über den Inhalt 
der Mitteilung kann GVG regeln.   

 
10.  Störung und Unterbrechung der An-

schlussnutzung 
 
10.1 Soweit GVG durch höhere Gewalt oder 

sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist, die Nutzung des Netzan-
schlusses zu ermöglichen, ruhen alle dies-
bezüglichen Verpflichtungen von GVG  so-
lange, bis die Hindernisse beseitigt sind. 
Gleiches gilt im Falle von Störungsbeseiti-
gungen und Instandhaltungsarbeiten.  

 
10.2 Die Anschlussnutzung kann unterbrochen 

werden, soweit dies zur Vornahme be-
triebsnotwendiger Arbeiten, aufgrund einer 
Maßnahme zur Vermeidung einer Gefähr-
dung oder Störung der Sicherheit und Zu-
verlässigkeit des Erdgasversorgungssys-
tems oder zur Vermeidung eines drohen-
den Netzzusammenbruches erforderlich ist. 
GVG unternimmt alle zumutbaren Anstren-
gungen, die Unterbrechung oder Unregel-
mäßigkeit unverzüglich zu beheben. 

 
10.3 GVG wird den Anschlussnutzer bei einer 

beabsichtigen Unterbrechung der An-
schlussnutzung rechtzeitig in geeigneter 
Weise unterrichten. Bei kurzen Unterbre-
chungen ist GVG zu einer Unterrichtung nur 
gegenüber denjenigen Anschlussnutzern 
verpflichtet, die zur Vermeidung von Schä-
den auf eine ununterbrochene Erdgasver-
sorgung angewiesen sind und dies GVG 
unter Angabe von Gründen zuvor schriftlich 
mitgeteilt haben. Die Pflicht zur Benach-
richtigung entfällt, wenn die Unterrichtung 

 
 • nach den Umständen nicht rechtzeitig 

möglich ist und GVG dies nicht zu ver-
treten hat oder 

  
 • die Beseitigung von bereits eingetrete-

nen Unterbrechungen verzögern würde. 
 
11.  Unterbrechung des Anschlusses und der 

Anschlussnutzung 
 
11.1 GVG ist berechtigt, die Anschlussnutzung 

ohne vorherige Androhung zu unterbrechen 
sowie damit verbundene Dienstleistungen 
fristlos einzustellen, wenn der Anschluss-
nutzer seinen vertraglichen Verpflichtungen 
zuwiderhandelt und die Unterbrechung er-
forderlich ist, um   
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 • eine unmittelbare Gefahr für die Si-
cherheit von Personen oder Sachen 
von  erheblichem Wert abzuwenden, 

 
 • die Anschlussnutzung unter Umge-

hung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen zu verhin-
dern oder 

  
 • zu gewährleisten, dass Störungen an-

derer Anschlussnehmer und/oder An-
schlussnutzer  oder störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen von GVG o-
der Dritten ausgeschlossen sind.   

 
11.2 Der Netzbetreiber ist weiter berechtigt, die 

Anschlussnutzung ohne vorherige Andro-
hung zu unterbrechen und die Erdgasanla-
ge vom Verteilungsnetz zu trennen, wenn    

 
 • der Netzzugang oder der Netzan-

schluss nicht vertraglich geregelt sind 
oder 

 
 • die Zuordnung sämtlicher Entnahme-

stellen des Anschlussnutzers zu einem 
Bilanzkreis eines Lieferanten oder – 
falls der Anschlussnutzer selbst Netz-
nutzer ist – des Anschlussnutzers nicht 
oder nicht mehr gesichert ist. 

 
11.3 Bei anderen Zuwiderhandlungen des An-

schlussnehmers bzw. Anschlussnutzers, 
insbesondere der Nichterfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung, ist GVG 
berechtigt, die Anschlussnutzung vier Wo-
chen nach Androhung zu unterbrechen. 
Dies gilt nicht, wenn die Folgen der Unter-
brechung außer Verhältnis zur Schwere der 
Zuwiderhandlung stehen oder der An-
schlussnehmer bzw. Anschlussnutzer dar-
legt, dass hinreichende Aussicht besteht, 
dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. 

 
 
11.4 Darüber hinaus ist GVG berechtigt, die An-

schlussnutzung auf schriftliche Anweisung 
des Lieferanten des Anschlussnutzers zu 
unterbrechen, soweit der Lieferant dem An-
schlussnutzer gegenüber hierzu vertraglich 
berechtigt ist und der Lieferant das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für die Unterbre-
chung gegenüber GVG glaubhaft versichert 
sowie GVG von sämtlichen Schadenersatz-
ansprüchen freistellt, die sich aus einer un-
berechtigten Unterbrechung ergeben kön-
nen. Dabei hat der Lieferant auch glaubhaft 
zu versichern, dass dem Anschlussnutzer 
ihm gegenüber keine Einwendungen oder 
Einreden zustehen, die die Voraussetzun-
gen der Unterbrechung der Anschlussnut -
zung entfallen lassen sowie dass die Folgen 
der Unterbrechung nicht außer Verhältnis 

zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen 
und keine hinreichende Aussicht besteht, 
dass der Anschlussnutzer seinen Verpflich-
tungen nachkommen wird. 

 
11.5 GVG wird die Unterbrechung des Netzan-

schlusses und der Anschlussnutzung in den 
Fällen der Ziffern 11.1 bis 11.4 unverzüglich 
aufheben und den Anschluss der Erdgasan-
lage an das Verteilernetz wiederherstellen, 
sobald die Gründe für die Unterbrechung 
des Netzanschlusses entfallen sind und der 
Anschlussnutzer oder im Falle der Ziff. 11.4 
der Lieferant oder der Anschlussnutzer die 
Kosten der Unterbrechung und Wiederher-
stellung des Anschlusses und der An-
schlussnutzung ersetzt hat. Die Kosten 
können für strukturell vergleichbare Fälle 
pauschal berechnet werden. 

 
12.  Messeinrichtungen 
 
12.1 Einbau, Betrieb und Wartung der Messein-

richtungen sowie die Messung der geliefer-
ten Energie sind gemäß § 21b Abs. 1 
EnWG Aufgabe von GVG. GVG kann einen 
Dritten mit der Erfüllung dieser Aufgaben 
beauftragen. GVG legt Art, Umfang und 
Anbringungsort der Messeinrichtungen fest. 
GVG stellt die für die Messung erforderli-
chen Geräte zur Verfügung und betreibt 
diese unter Einhaltung der eichrechtlichen 
Bestimmungen. Die Messeinrichtungen be-
finden sich im Eigentum der GVG. 

 
12.2 Die Übermittlung der Messdaten erfolgt bei 

leistungsgemessenen Anlagen über Zähler-
fernauslesung in der Regel mindestens  ein-
mal pro Monat.  

 
12.3 Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnut -

zer gewährleistet im Bedarfsfall die Bereit -
stellung und Unterhaltung eines amtsfähi-
gen analogen Telefonanschlusses und ei-
nes Hilfsspannungsanschlusses (Steckdose 
220 Volt) in unmittelbarer Nähe des Zähler-
platzes. Die Nutzung ist für GVG kostenlos. 
GVG teilt dem Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer auf Anfrage die diesbezügli-
chen technischen Anforderungen mit. Die 
Fernauslesung muss vor Aufnahme der An-
schlussnutzung zur Verfügung stehen. Bei 
Nichtfertigstellung der technischen Voraus-
setzungen zur Fernauslesung bzw. man-
gelhafter Unterhaltung gehen die Kosten 
des zusätzlichen Aufwandes zur Datener-
fassung zu Lasten des Anschlussnehmers 
bzw. Anschlussnutzers, es sei denn, GVG 
hat die Verzögerung zu vertreten. 

 
12.4 Für Anlagen ohne Leistungsmessung wer-

den die Messeinrichtungen vom Beauftrag-
ten der GVG oder auf Verlangen von GVG 
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vom Anschlussnutzer selbst in möglichst 
gleichen Zeitabständen, mindestens aber 
einmal jährlich nach einem von GVG festzu-
legenden Turnus, abgelesen. Außerhalb der 
turnusmäßigen Ablesung oder bei einer we-
sentlichen Änderung des Bedarfs kann 
GVG Zwischenablesungen veranlassen, 
den Verbrauch im Wege der rechnerischen 
Abgrenzung ermitteln oder diesen auf der 
Grundlage der letzten Ablesung schätzen. 
Hierbei sind die tatsächlichen Verhältnisse 
angemessen zu berücksichtigen.  

 
12.5 Solange der Beauftragte der  GVG die 

Räume des Anschlussnehmers bzw. An-
schlussnutzers nicht zum Zwecke der Able-
sung betreten kann, darf GVG den 
Verbrauch auf der Grundlage der letzten 
Ablesung oder bei einem neuen Anschluss-
nutzer nach dem Verbrauch vergleichbarer 
Anschlussnutzer schätzen, die tatsächli-
chen Verhältnisse sind angemessen zu be-
rücksichtigen. Dasselbe gilt, wenn der An-
schlussnutzer eine von der GVG verlangte 
Selbstablesung nicht oder verspätet vor-
nimmt sowie bei vollständigem oder teil-
weisen Ausfall oder Manipulation der Mess-
einrichtung. 

 
12.6 Anschlussnehmer und Anschlussnutzer 

haften für das Abhandenkommen und die 
Beschädigung von Mess- und Steuerein-
richtungen, soweit sie hieran ein Verschul-
den trifft. Stellt der Anschlussnehmer bzw. 
Anschlussnutzer den Verlust, eine Störung 
oder eine Beschädigung der Messeinrich-
tung fest, teilt er dies GVG unverzüglich mit.  
Gleiches gilt für die Feststellung beschädig-
ter bzw. fehlender Plomben und Eichmar-
ken. 

 
12.7 Die an den Messeinrichtungen befindlichen 

Plomben und Eichmarken dürfen weder be-
schädigt noch entfernt werden. 

 
12.8 Sofern entsprechend § 21b EnWG ein Drit -

ter als Messstellenbetreiber für den Einbau, 
den Betrieb und die Wartung von Messein-
richtungen verantwortlich ist, gelten die Zi f-
fern 12.1 bis 12.7 entsprechend. 

 
13.  Grundstücksbenutzung, Zutrittsrecht 
 
13.1 Anschlussnehmer, die Grundstückseigen-

tümer sind, haben für Zwecke der örtlichen 
und überörtlichen Versorgung das Verlegen 
von Leitungen zur Zu-, Fort- und Durchlei-
tung von Erdgas über ihre im Netzgebiet 
von GVG liegenden Grundstücke, sowie er-
forderliche Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen. Diese Pflicht betrifft Grundstü-
cke, die an das Verteilernetz angeschlossen 
sind, die vom Eigentümer in wirtschaftli-

chem Zusammenhang mit einem an das 
Netz angeschlossenen Grundstück genutzt 
werden oder für die Möglichkeit des Netz-
anschlusses sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
ist. Die Pflicht besteht nicht, wenn die Inan-
spruchnahme des Grundstückes den Eigen-
tümer mehr als notwendig oder in unzumut -
barer Weise belasten würde. 

 
13.2 Ziff. 13.1 gilt entsprechend zwischen GVG 

und dem Anschlussnutzer.    
 
13.3 Der Anschlussnehmer wird rechtzeitig über 

Art und  Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme des Grundstücks benachrich-
tigt. Das gleiche gilt für den Anschlussnut -
zer, wenn dieser von der Maßnahme betrof-
fen ist. 

 
13.4 Der Anschlussnehmer kann, wenn er 

Grundstückseigentümer ist, die Verlegung 
der Einrichtungen nach Ziffer 13.1 verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle für 
ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat GVG zu tragen; dies gilt 
nicht, soweit die Einrichtungen ausschließ-
lich dem Anschluss des Grundstücks die-
nen. 

 
13.5 Wird das Netzanschlussverhältnis beendet, 

so hat der Eigentümer die auf dem Grund-
stück befindlichen Einrichtungen noch drei 
Jahre unentgeltlich zu dulden, es sei denn, 
dass ihm dies nicht zugemutet werden 
kann. 

 
13.6 Anschlussnehmer und Anschlussnutzer, die 

nicht Eigentümer des an das Verteilernetz 
angeschlossenen Grundstückes sind, ha-
ben auf Verlangen von GVG die schriftliche 
Zustimmung des Grundstückseigentümers 
zur Grundstücksbenutzung gemäß den Zi f-
fern 13.1 bis 13.5 beizubringen. 

 
13.7 Anschlussnehmer und Anschlussnutzer 

haben dem mit einem Ausweis versehenen 
 Beauftragten der GVG nach vorheriger Be-

nachrichtigung den Zutritt zum Grundstück 
und zu ihren Räumen zu gestatten, soweit 
dies für die Prüfung der technischen Ein-
richtungen und Messeinrichtungen, zur Ab-
lesung der Messeinrichtung, zur Unterbre-
chung des Anschlusses und der Anschluss-
nutzung oder zur Wahrnehmung sonstiger 
vertraglicher Rechte und Pflichten erforder-
lich ist.   
 

13.8 Die Rechte der GVG aus bestehenden indi-
viduellen Gestattungsverträgen bleiben un-
berührt. 
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14.  Haftung  
 
14.1 GVG haftet für Schäden, die der An-

schlussnutzer durch Unterbrechung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der An-
schlussnutzung erleidet, dem Grunde und 
der Höhe nach beschränkt gemäß § 18 der 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für den Netzanschluss und dessen Nut -
zung für die Gasversorgung in Nieder-
druck – NDAV vom 01.11.2006 (BGBl. I S. 
2477) in ihrer jeweils gültigen Fassung. 

 
14.2 Erleidet der Anschlussnehmer, der nicht  

zugleich Anschlussnutzer ist, Schaden 
durch Unregelmäßigkeiten oder durch Un-
terbrechung der Erdgasbereitstellung, gilt 
Ziffer 14.1 entsprechend.  

 
14.3 Die Haftungsbegrenzungen und –aus -

schlüsse der Ziffern 14.1 und 14.2 gelten 
auch für Erfüllungs- und Verrichtungsgehil-
fen der GVG. 

 
14.4 Außerhalb des Anwendungsbereichs der 

Haftungsbegrenzungen und –ausschlüsse 
gem. Ziffern 14.1 und 14.2, jeweils in Ver-
bindung mit § 18 NDAV, ist die Haftung der 
GVG sowie ihrer Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen gegenüber Anschlussnutzern 
und Anschlussnehmern für schuldhaft ver-
ursachte Schäden ausgeschlossen, soweit 
der Schaden nicht durch Vorsatz oder gro-
be Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde. Die-
ser Haftungsausschluss gilt nicht bei Schä-
den aus der schuldhaften Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie für 
Schäden aus der schuldhaften Verletzung 
wesentlicher Vertragspflichten. Im Falle ei-
ner Verletzung wesentlicher Vertragspflich-
ten, welche auf anderen Umständen als 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, 
beschränkt sich die Haftung der GVG sowie 
ihrer Erfüllungs - und Verrichtungsgehilfen 
auf den bei Vertragsbeginn vorhersehba-
ren vertragstypischen Schaden. 

 
14.5 Die Bestimmungen des Produkthaftungsge-

setzes und des Haftpflichtgesetzes bleiben 
unberührt. Soweit es sich bei dem An-
schlussnehmer oder Anschlussnutzer um 
eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen oder einen Kaufmann im Sinne 
der §§ 1ff HGB handelt und der Netzan-
schluss für das Handelsgewerbe benötigt 
wird, ist die Haftung von GVG nach dem 
Haftpflichtgesetz wegen Sachschäden des 
Anschlussnehmers bzw.  Anschlussnutzers 
ausgeschlossen. 

 
15.  Datenschutz 
 

 GVG wird die im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieser Allgemeinen Bestim-
mungen sowie des zugehörigen Vertrages 
erhobenen oder zugänglich gemachten Da-
ten zum Zweck der Datenverarbeitung unter 
Beachtung der datenschutzrechtlichen Be-
stimmungen verarbeiten und nutzen, soweit 
dies für die Belange des Netzanschlusses 
und der Anschlussnutzung notwendig ist. 
GVG ist berechtigt, insbesondere für die Er-
fassung, Bilanzierung und Abrechnung der 
Stromlieferungen Verbrauchs-, Abrech-
nungs- und Vertragsdaten an Dritte in dem 
Umfang weiterzugeben, wie dies zur ord-
nungsgemäßen technischen und kommer-
ziellen Abwicklung erforderlich ist. 

 
16.  Gerichtsstand 
 
16.1 Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten 

aus dem Netzanschluss- und Anschluss-
nutzungsvertrag  ist Görlitz. 

 
16.2 Görlitz ist weiter dann Gerichtsstand, wenn 

der Anschlussnutzer keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat oder wenn der 
Anschlussnutzer nach Vertragsschluss sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent -
haltsort ins Ausland verlegt oder sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt 
ist. 

 
17.  Schlussbestimmungen 
  
 Zukünftige Änderungen dieser Bedingungen 

wird GVG dem Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer schriftlich mitteilen. Änderun-
gen sind insbesondere möglich, soweit da-
durch  eine  Anpassung  an  geänderte   ge- 
setzliche Rahmenbedingungen, allgemein 
anerkannte technische oder kommerzielle 
Regeln oder behördliche bzw. gerichtliche 
Entscheidungen erfolgt. Die Änderung der 
Bedingungen gilt als genehmigt, wenn der 
Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer 
nicht innerhalb von vier Wochen nach Erhalt 
der Information nach Satz 1 den geänderten 
Bedingungen schriftlich widerspricht. 
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Anhang zu Ziffer 14 - Haftung 
 
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
den Netzanschluss und dessen Nutzung für die 
Gasversorgung in Niederdruck (Niederdruckan-
schlussverordnung – NDAV) vom 01.11.2006 
(BGBl. I S. 2477) 

- Auszug - 
 
§ 18 Haftung bei Störungen der Anschlussnut-

zung 
 
(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein  

Anschlussnutzer durch Unterbrechung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Anschluss-
nutzung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnut-
zungsverhältnis oder unerlaubter Handlung 
haftet und dabei Verschulden des Unterneh-
mens oder eines Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen vorausgesetzt wird, wird 

 
 1. hinsichtlich eines Vermögensschadens 

widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 

 
 2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache 

widerleglich vermutet, das Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit vorliegt. 

 
Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist 
die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit aus-
geschlossen. 

 
(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 

verursachten Sachschäden ist die Haftung 
des Netzbetreibers gegenüber seinen An-
schlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro be-
grenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich ver-
ursachte Sachschäden ist je Schadensereig-
nis insgesamt begrenzt auf 

 
1. 2,5 Millionen Euro bei bis zu 25 000 an 

das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 

 
2. 10 Millionen Euro bei 25 001 bis 100 000 

an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 

 
3. 20 Millionen Euro bei 100 001 bis 200 000 

an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 

 
4. 30 Millionen Euro bei 200 001 bis einer 

Million an das eigene Netz angeschlosse-
nen Anschlussnutzern; 

 
 5. 40 Millionen Euro bei mehr als einer Milli-

on an das eigene Netz angeschlossenen 
Anschlussnutzern.    

  
In diese Höchstgrenzen werden auch Schä-
den von Anschlussnutzern in Mittel- und 

Hochdruck einbezogen, wenn die Haftung ih-
nen gegenüber im Einzelfall entsprechend 
Satz 1 begrenzt ist. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche 

von Anschlussnutzern anzuwenden, die diese 
gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne 
des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgeset -
zes aus unerlaubter Handlung geltend ma-
chen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im 
Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschafts-
gesetzes ist je Schadensereignis insgesamt 
begrenzt auf das Dreifache des Höchstbetra-
ges, für den sie nach Absatz 2, Satz 2 eige-
nen Anschlussnutzern gegenüber haften. Hat 
der dritte Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 
27 des Energiewirtschaftsgesetzes keine ei-
genen an das Netz angeschlossenen An-
schlussnutzer im Sinne dieser Verordnung, so 
ist die Haftung insgesamt auf 200 Millionen 
Euro begrenzt. In den Höchstbetrag nach den 
Sätzen 2 und 3 können auch Schadenser-
satzansprüche von nicht unter diese Verord-
nung fallenden Kunden einbezogen werden, 
die diese gegen das dritte Unternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen, wenn 
deren Ansprüche im Einzelfall entsprechend 
Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind. Der Netz-
betreiber ist verpflichtet, seinen Anschluss-
nutzern auf Verlangen über die mit der Scha-
densverursachung durch einen dritten Netz-
betreiber im Sinne des § Nr. 27 des Energie-
wirtschaftsgesetzes zusammenhängenden 
Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als 
sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumut -
barer Weise aufgeklärt werden können und 
ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Scha-
densersatzes erforderlich ist. 

  
(4   (4) Bei grob fahrlässig verursachten Vermögens- 

schäden ist die Haftung des Netzbetreibers, 
an dessen Netz der Anschlussnutzer ange-
schlossen ist, oder eines dritten Netzbetrei-
bers, gegen den der Anschlussnutzer An-
sprüche geltend macht, gegenüber seinen 
Anschlussnutzern auf jeweils 5 000 Euro so-
wie je Schadensereignis insgesamt auf 20 
von Hundert der in Absatz 2 Satz 2 sowie  
Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten Höchstbet-
träge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 
3 Satz 1, 4 und 5 gelten entsprechend. 

 
(5) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die  

jeweilige Höchstgrenze, so wird der Scha-
densersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem 
die Summe aller Schadensersatzansprüche  
 zur Höchstgrenze steht. Sind nach Absatz 2 
Satz 3 oder nach Absatz 3  Satz 4  jeweils 
auch in Verbindung mit Absatz 4 Schäden 
von nicht unter diese Verordnung fallenden 
Kunden in die Höchstgrenze einbezogen 
worden, so sind sie auch bei der Kürzung 
nach Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei 
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Ansprüchen nach Absatz 3 darf die Scha-
densersatzquote nicht höher sein als die Quo-
te der Kunden des dritten Netzbetreibers. 

 
(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 

Euro, die weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig verursacht worden sind. 

 
(7)  Der geschädigte Anschlussnutzer hat den 

Schaden unverzüglich dem Netzbetreiber    
oder, wenn dieses feststeht, dem ersatzpflich-
tigen Unternehmen mitzuteilen. 

 
 
Gasversorgung Görlitz GmbH 

 
 
 
Stand: 22.10.2007 
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